Klausur im bürgerlichen Recht für den Verwaltungsfachangestelltenlehrgang in Chemnitz.docErstelldatum 26.10.99 19:15

Klausur im bürgerlichen Recht für den Verwaltungsfachangestelltenlehrgang in Chemnitz

Sachverhalt

Teil 1:

Der dreizehnjährige Stefan Derrig wünscht sich schon seit langem einen Gameboy. Seine Eltern haben ihm die Erfüllung dieses Wunsches versprochen, sobald sich die Gelegenheit eines günstigen Kaufes eines gebrauchten Gerätes bietet. Sie sind der Ansicht, dass er mit dem Gerät ohnehin nur eine bestimmte Zeit spielen wird und halten daher den Kauf eines gebrauchten Gerätes für besser. Als Stefan hört, dass Harry Kleihn seinen alten Gameboy verkaufen wolle, weil er mit neunzehn Jahren zu alt dafür sei, geht er zu diesem und einigt sich mit ihm auf dessen Vorschlag über den Ankauf des Gerätes zu einem Preis von 50,00 DM. Auf die Frage des Harry behauptet Stefan wahrheitswidrig, seine Eltern seien informiert und mit dem Geschäft einverstanden. Stefan war nicht davon ausgegangen, dass der Kauf so günstig ausfallen würde, so dass er zunächst noch sein Sparschwein schlachten muss. Er vereinbart mit Harry, dass er in drei Tagen das Geld vorbeibringe.

Als die Eltern des Stefan von dem Geschäft erfahren, erklären sie wegen des äußerst günstigen Kaufpreises gegenüber ihrem Sohn ihr Einverständnis zu dem Kauf. 

Harry hat jedoch einen Tag später Zweifel am Wahrheitsgehalt der Aussage von Stefan und ruft bei den Eltern von Stefan an, um sich von ihnen den Vertrag bestätigen zu lassen. Da Michael Derrig, der Vater des Stefan, inzwischen ein ihm günstiger erscheinendes Angebot erhalten hat, verweigern die Eltern des Stefan gegenüber Harry die Zustimmung.

Kann Harry von Stefan Zahlung des Kaufpreises von 50,00 DM verlangen?

Teil 2:

Nachdem Sie diese Klausur geschrieben haben, beschließen Sie, es sich nun endlich einmal richtig gutgehen zu lassen. Sie suchen die Gaststätte „Viele Fröhliche Angestellte“ auf. Dort bestellen Sie leckere Mittagessen. Beim Essen schildert Ihnen der Wirt folgenden Sachverhalt:

Am 21. März 1999 hätten Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus einem Lehrgang zur Verwaltungsfachwirtprüfung in seinem Lokal eine Holzfigur zur Erinnerung erworben. Diese hat jedoch einen Fehler gehabt. 

Heute fragt er Sie, ob er diese noch einen Anspruch auf Wandelung nach §§ 459 ff BGB geltend machen können, da doch schon ein wenig Zeit verstrichen sei, und er in der Zeitung von Verjährung nach § 477 Abs. 1 BGB gelesen habe. Dort habe gestanden, dass solche Ansprüche in einem Jahr verjähren würden.

Kann sich der Wirt den Teilnehmern gegenüber auf Verjährung berufen?

Bearbeitungshinweise:

1. Es sind in beiden Teilen die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zu zitieren.

2. Bei dem Geld, das Stefan aus seinem Sparschwein holen will, handelt es sich nicht um Taschengeld gemäß § 110 BGB, so dass diese Vorschrift nicht in der Arbeit verwendet werden soll.

3. Es kommt bei der Bearbeitung des Falles auch auf die Vorschrift des § 108 Abs. 2 BGB an.

4. Bei Teil 2 sind die Verjährungsfrist, der Verjährungsbeginn und das Verjährungsende anzugeben.

5. Viel Erfolg!

Lösungsanleitung:

A. Anspruchsgrundlage für das Zahlungsbegehren des Harry gegen Stefan ist § 433 Abs. 2 BGB.

Voraussetzung ist der Abschluß eines Kaufvertrages.

Ein solcher Vertrag kommt durch Angebot und Annahme, §§ 145 ff BGB zustande.

I. Harry hat das Angebot nach § 145 BGB gemacht, seinen Gameboy für 50,00 DM an Stefan zu verkaufen.

II. Stefan hat dieses Angebot angenommen.

1. Die rechtliche Wirksamkeit der von Stefan abgegebenen Willenserklärung ist jedoch fraglich. Stefan ist gemäß §§ 106, 2 BGB beschränkt geschäftsfähig. 

a. Nach § 107 BGB bedürfen Willenserklärungen eines beschränkt Geschäftsfähigen, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters.

Nach dem Wortlaut der Vorschrift ist allein auf den rechtlichen Vorteil abzustellen, wirtschaftliche Gesichtspunkte haben auch Betracht zu bleiben. 

Es dürfen sich aus dem Rechtsgeschäft keine Verpflichtungen des Minderjährigen ergeben.

Stefan hat sich mit der Annahme des Angebotes von Harry zur Zahlung des Kaufpreises verpflichtet. Damit ist er eine Rechtspflicht eingegangen. Damit handelt es sich nicht um ein für ihn lediglich rechtlich vorteilhaftes Geschäft gemäß § 107 BGB.

Zur Wirksamkeit seiner Annahmeerklärung bedurfte Stefan daher der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters. Das sind gemäß §§ 1626, 1629 BGB seine Eltern.

Die Einwilligung muß gemäß § 183 BGB vor Abgabe der Willenserklärung vorliegen. Die Eltern des Stefan haben zwar erklärt, dass er bei günstiger Gelegenheit einen Gameboy bekäme, sie haben aber nicht die Einwilligung zum Abschluß des Kaufvertrages zwischen ihm und Harry gegeben. Damit liegt keine Einwilligung vor.

b. Nach § 108 Abs. 1 BGB kann eine solche Erklärung genehmigt werden. Bis zur Erklärung der Genehmigung ist die abgegebene Willenserklärung schwebend unwirksam. Die Eltern haben dem Stefan die Genehmigung (§ 184 BGB) zu dem Gameboykauf erklärt. Damit scheint der Kaufvertrag gemäß § 108 Abs. 1 BGB Wirksamkeit erlangt zu haben.

c. Eine dem Minderjährigen erteilte Genehmigung wird jedoch nach § 108 Abs. 2 BGB unwirksam, wenn der Vertragspartner des Minderjährigen den gesetzlichen Vertreter zur Erklärung über die Genehmigung aufgefordert hat.

In diesem Fall kann selbst bei bereits dem Minderjährigen erklärter Genehmigung die nachträgliche Zustimmung allein dem Dritten gegenüber abgegeben werden. Da Harry die Eltern zur Erklärung über die Gültigkeit des Geschäfts aufgefordert hatte, konnte der Kaufvertrag nur durch Erklärung der Genehmigung gegenüber Harry wirksam werden. Harry gegenüber haben die Eltern des Stefan aber die Genehmigung verweigert. Durch die Verweigerung der Genehmigung wird der schwebend unwirksame Vertrag endgültig nichtig oder unwirksam. Die Vertragserklärung des Stefan ist damit endgültig unwirksam.

III. Mangels einer wirksamen Willenserklärung des Stefan ist kein Kaufvertrag zwischen Stefan und Harry zustande gekommen. 

IV. Der Anspruch des Harry ist nicht entstanden.

Harry kann von Stefan nicht die Zahlung von 50,00 DM aus § 433 Abs. 2 BGB verlangen.

